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. . . Seit der 50. Novelle zum ASVG und den entsprechenden Novellen zu den übrigen 
Sozialversicherungsgesetzen, welche in ihren wesentlichen Teilen am 1. 1. 1992 in Kraft getreten sind, ist 
im Rahmen der Krankenbehandlung der ärztlichen Hilfe ua eine psychotherapeutische Behandlung durch 
Personen, die gemäß § 11 des Psychotherapiegesetzes, BGBl Nr 361/1990, zur selbständigen Ausübung 
der Psychotherapie berechtigt sind, wenn nachweislich vor oder nach der ersten, jedenfalls vor der zweiten 
psychotherapeutischen Behandlung innerhalb desselben Abrechnungszeitraumes eine ärztliche 
Untersuchung (§ 1 Abs 2 Z 1 des Ärztegesetzes 1984, BGBl Nr 373) stattgefunden hat, gleichgestellt. 
 

Damit wurde die Psychotherapie in den Pflichtleistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
aufgenommen und die Voraussetzungen für eine weitere Verbesserung der Versorgung der Versicherten 
geschaffen. Ist nun aber die psychotherapeutische Behandlung der Krankenbehandlung gleichgestellt, so 
haben im wesentlichen auf sie auch alle jene Regelungen Anwendung zu finden, die für die 
Krankenbehandlung gelten. Dazu ist zunächst folgendes zu sagen: 
 

Im Sozialversicherungsrecht herrscht das Sachleistungsprinzip vor. Dies bedeutet, daß 
sozialversicherungsrechtliche Leistungen durch Vertragspartner der Versicherungsträger erbracht werden, 
ohne daß der Versicherte -- mit Ausnahme einer allfälligen Kostenbeteiligung -- dafür eine Zahlung an den 
Leistungserbringer zu tätigen hätte. Wenngleich dieser Grundsatz in einigen Fällen auch durchbrochen 
wird, so kann er doch als tragendes Element des österreichischen Sozialversicherungsrechtes bezeichnet 
werden. 
 

Zur Umsetzung dieses Prinzipes in die Praxis trifft das Gesetz in den §§ 338ff ASVG Regelungen über 
die vertraglichen Beziehungen der Träger der Sozialversicherung zu ihren Vertragspartnern. Gemäß § 349 
Abs 2 ASVG werden die Beziehungen zwischen den Trägern der Krankenversicherung und den 
freiberuflich tätigen Psychotherapeuten durch einen Gesamtvertrag mit beruflichen Interessenvertretungen 
der Psychotherapeuten, deren Leistungsfähigkeit bezüglich der psychosozialen Versorgung unter 
Bedachtnahme auf ein Gutachten des Psychotherapiebeirates (§ 21 Abs 1 Z 9 des Psychotherapiegesetzes), 
vom Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz mit Bescheid festgestellt worden ist, 
geregelt. 
 

Diesem Gesetzesauftrag entsprechend hat der Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger mit dem Bundesverband für Psychotherapie Verhandlungen zur Ausarbeitung 
eines entsprechenden Vertragsentwurfes aufgenommen. Dieser Entwurf sah vor, daß zu einem Preis von 
S 550,-- plus MWSt für 50 Minuten Einzelbehandlung 25 Behandlungseinheiten wöchentlich an 
Leistungskapazität für die Sozialversicherung zur Verfügung gestellt werden sollten. Um das Ziel einer 
möglichst flächendeckenden Versorgung im Bundesgebiet zu erreichen, wurde einvernehmlich festgelegt, 
daß der Gesamtvertrag nur in Kraft tritt, wenn mindestens 550 Psychotherapeuten in ganz Österreich einen 
Einzelvertrag abschließen. Tatsächlich haben jedoch nur 117 Therapeuten die konkrete Bereitschaft erklärt 
noch 1993 einen Einzelvertrag abzuschließen. 1994 wären weitere 58 dazu bereit gewesen. Da also das 
einvernehmlich zwischen dem Hauptverband und der Interessenvertretung der Psychotherapeuten 
vereinbarte Ziel nicht einmal annähernd erreicht wurde, kam ein Gesamtvertrag bisher nicht zustande. 
 

Es kam daher der § 131b ASVG zur Anwendung, demzufolge in jenen Fällen, in denen noch keine 
Verträge für den Bereich einer Berufsgruppe (im konkreten Fall also für jene der Psychotherapeuten) 
bestehen, der Versicherungsträger den Versicherten die in der Satzung festgesetzten Kostenzuschüsse zu 
leisten hat. Der Versicherungsträger hat das Ausmaß dieser Zuschüsse unter Bedachtnahme auf seine 
finanzielle Leistungsfähigkeit und das wirtschaftliche Bedürfnis der Versicherten festzusetzen. 
 

Entsprechend dieser Bestimmung haben die Krankenversicherungsträger bundeseinheitlich in ihren 
Satzungen die Höhe des Zuschusses für psychotherapeutische Behandlungen mit S 360,-- (inkl MWSt) 
festgesetzt. 
 

In diesem Zusammenhang möchte das Bundesministerium für Arbeit und Soziales nicht verabsäumen, 
darauf aufmerksam zu machen, daß sowohl der Hauptverband der österreichischen 



Sozialversicherungsträger als auch die Krankenversicherungsträger keine Behörden der allgemeinen 
staatlichen Verwaltung, sondern Körperschaften öffentlichen Rechtes mit eigener Rechtspersönlichkeit 
sind, deren Geschäftsführung durch autonome Verwaltungskörper wahrzunehmen ist. Auf diese 
eigenverantwortliche Geschäftsführung, in deren Rahmen auch der Abschluß der vorhin erwähnten 
privatrechtlichen Verträge fällt, kann der Bundesministerium für Arbeit und Soziales daher innerhalb seines 
gesetzlich festgelegten Aufgabenbereiches lediglich nach Maßgabe der Bestimmungen des Abschnittes VI 
des Achten Teiles des ASVG über die Aufsicht des Bundes Einfluß nehmen. 
 

Diese Festlegung des Umfanges des Aufsichtsrechtes hat zur Folge, daß ein Eingreifen der 
Aufsichtsbehörde in das Recht des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger und der 
Versicherungsträger, Gesamtverträge und damit auch Honorarvereinbarungen unter Bedachtnahme auf den 
§ 342 Abs 2 dritter Satz ASVG nach Möglichkeit ihren Interessenlagen gemäß und damit aus ihrer Sicht 
zweckmäßig zu gestalten, gesetzlich nicht gedeckt wäre. In diesen dem privatrechtlichen Bereich 
zuzurechnenden Angelegenheiten der Geschäftsführung des Hauptverbandes und der Versicherungsträger 
muß die einvernehmliche Gestaltung der jeweiligen Vertragsbedingungen vielmehr den Vertragspartner 
überlassen bleiben, zumal diese ja keinem gesetzlich vorgegebenen und determinierten 
Kontrahierungszwang unterliegen. Es ist dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales daher nicht 
möglich, im Rahmen der Aufsicht des Bundes den Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger zu einer inhaltlich bestimmten Vorgangsweise beim Abschluß eines 
Gesamtvertrages zu verhalten. 


